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Donnerstag, 19. November 2020

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

EinezweiteWellevonBettlern
In Basel wird munter weitergebettelt, obwohl die Frist von drei Monaten Aufenthalt längst abgelaufen ist.

Tobias Gfeller

Die Hoffnung, dass mit den kälteren
Temperaturen die Bettelei, die viele
Baslerinnen und Basler stört, aus der
Stadt verschwinden würde, hat sich
nicht erfüllt. Auch traf die Vorhersage
nicht ein, dass die rumänischen Bettle-
rinnen und Bettler im Spätherbst ver-
schwinden würden, weil die Dreimo-
natsfrist, während der sich Auslände-
rinnen und Ausländer aus dem
Schengenraum in der Schweiz aufhal-
ten dürfen, seit Aufhebung des Bettel-
verbots am 1. Juli abgelaufen ist.

Dies sorgt bei einem bz-Leser, der
sich bei der Redaktion gemeldet hat, für
Unverständnis. «Es ist schlicht ein
Skandal, dass die Stadt Basel dies zu-
lässt.» Die Frage, die sich stellt: Sind es
noch immer die gleichen Bettlerinnen
und Bettler wie im Sommer oder ist es
nachderabgelaufenenFrist eine«zwei-
te Welle», die quasi die nächsten drei
Monate in Basel bettelt, wie vereinzelt
aus der Stadt gemeldet wird?

Überprüfung istunmöglich,
wennEinreisenicht erfasstwird
Der Blick auf die Strasse lässt den Ein-
druck zu, neue Gesichter bettelten um
Geld. Genau belegen lässt sich dies
aber nicht. Auch von der Polizei nicht.
Denn die Dreimonatsfrist besteht vor-
wiegend auf dem Papier, ist in der Pra-
xis aber fast nicht umsetzbar. Schliess-
lich müssen Staatsangehörige von EU-
und Efta-Staaten ihre Ankunft in der
Schweiz den Behörden weder melden,
noch haben sie weitere Nachweise zu
erbringen. Dies erklärte Sicherheitsdi-
rektor Baschi Dürr (FDP) im Rahmen
der Beantwortung einer Interpellation
von SVP-Grossrat Joël Thüring im Ok-
tober. Das heisst, die Einreise poten-
zieller Bettlerinnen und Bettler ist nir-
gendwo registriert.

Nur bei Personenkontrollen durch
die Basler Polizei kann deren Aufent-
halt in der Schweiz festgestellt werden.
Dies bestätigt auch Polizeisprecher To-
prak Yerguz: «Die Einreise in die
Schweiz wird nicht erfasst. Und auch
bei Personenkontrollen wird der Auf-
enthalt nicht jedes Mal registriert.»

Eine Nachverfolgung, wer tatsäch-
lich schon drei Monate in der Schweiz
weilt, ist deshalb in der Praxis fast nicht
machbar. Dazu müsste nachgewiesen
werden, dass sich eine Person in 180
Tagen mehr als 90 Tage in der Schweiz
aufgehalten hat. Dennoch verzeigt die
Kantonspolizei Bettlerinnen und Bett-
ler an das Migrationsamt, von denen sie
miteiner«gewissenSicherheit»anneh-
men muss, dass sie sich mehr als 90

Tage hier aufgehalten haben. Auch feh-
len der Polizei dazu Erfahrungswerte
aus den Vorjahren, da das Bettelverbot
erst gerade aufgehoben wurde.

Dass sich die osteuropäischen Bett-
lerinnen und Bettler von den neuen,
kälteren Temperaturen nicht abschre-
cken lassen, überrascht Toprak Yerguz
nicht. «Wir gehen davon aus, dass es
diese Personen gewohnt sind, viel an
der frischen Luft zu sein, und dass sie
Strategien entwickelt haben, um auch
bei kälteren Temperaturen zu be-
stehen.»

Basel soll das«BernerModell»
einführen
In der Basler Bevölkerung stosse eben
nicht nur die Bettelei an sich vielfach
auf Ablehnung, sondern auch die be-
drängende Art und Weise, wie sich die
Bettlerinnen und Bettler verhalten.
Auch deren Lebensumstände sorgten
für Kritik. Weil Bettlerinnen und Bett-
ler ihre Notdurft teilweise im Freien er-
ledigten, sah sich die Stadtgärtnerei ge-
zwungen, an neuralgischen Stellen

Hinweisschilderaufzustellen,dassman
hier kein grosses Geschäft erledigen
soll.

Gestern überwies der Grosse Rat
stillschweigend einen Vorstoss von
Esther Keller (GLP), der die Einführung
des «Berner Modells» fordert. Die
Stadt Bern hat auch ohne Verbot die
Bettelei mehrheitlich in den Griff be-
kommen, indem das Ausländergesetz
konsequent angewendet wird und bei
Minderjährigen Kinderschutzprogram-
me mit ins Boot geholt werden. Der
Basler Regierungsrat will Kellers Vor-
stoss in die Erarbeitung eines neuen
Vorschlags zur Handhabung des Bettel-
problems miteinfliessen lassen.

Vor einem Monat hat der Grosse
Rat schon eine Motion von Joël Thüring
überwiesen, mit der er die Wiederein-
führung des Bettelverbots fordert. Re-
gierungsratskandidatin Keller will die
verhärteten Fronten zwischen Links
und Rechts aufweichen. «Unser Vor-
stoss bereitet den Weg für eine Lösung,
die das Problem auf mehreren Ebenen
angeht und nicht nur mit Repression.»

«Efta-und
EU-Bürger
müssen ihre
Ankunft inder
Schweizden
Behördenweder
meldennoch
nachweisen.»

BaschiDürr
Sicherheitsdirektor (FDP)

KlaresArbeitsrecht am
Euro-Airport gefordert
Motion In vier Gerichtsverfahren hat
das französische Gericht letztinstanz-
lich entschieden, dass im Schweizer
Sektor am Euro-Airport (EAP) das fran-
zösische Arbeitsrecht gilt. Gemäss dem
CVP-Landrat Simon Oberbeck zeigt
sich dadurch, dass der im Jahr 2012 ver-
einbarte «Accord de Méthode», der die
Gültigkeit des Schweizer Rechts ge-
währleisten sollte, nicht ausreichend
ist. Vor dem Hintergrund der Corona-
krise, die den EAP stark betrifft, fordert
Oberbeck die Regierung in einer Mo-
tion nun dazu auf, sich beim Bundesrat
dafür einzusetzen, dass dieser so rasch
wie möglich die Verhandlungen mit
dem französischen Staat aufnimmt.
Dabei solle das Ziel verfolgt werden,
eine gerichtsfeste Lösung für die Fra-
gen zu erzielen, wie am EAP die Rechts-
sicherheit im Arbeitsrecht geschaffen
werden kann. (bz)

Elancoentlässt die
HälftederMitarbeiter
Abbau Der amerikanische Tiermedi-
zin-Konzern Elanco halbiert in Basel
seinen Personalbestand auf noch rund
100 Angestellte. Eine Unternehmens-
sprecherinbestätigtegesterngegenüber
SRF, dass 94 Stellen abgebaut werden.
Grund dafür seien Doppelspurigkeiten
beider IntegrationderTiergesundheits-
sparte vom deutschen Chemie- und
Pharmaunternehmen Bayer. Elanco
habe diese per August gekauft.

«Der Standort Basel wird auch in
Zukunft eine Reihe kritischer Rollen
halten, etwa in der Unterstützung der
Produktion, Qualitätssicherung, For-
schung & Entwicklung und im Ver-
kauf», betont Elanco gegenüber
«Schweiz aktuell». Die Firma hatte die
Sparte Tiergesundheit per Anfang 2015
mit weltweit über 3000 Mitarbeiten-
den für 5,4 Milliarden Dollar von der
Novartis übernommen. (bz)

WeitereTodesfälle
infolge vonCovid-19
Fallzahlen Im Kanton Basel-Stadt ist
gestern eine Person an den Folgen von
Covid-19 verstorben. Die Zahl der To-
desopfer steigt somit auf 59. Es wurden
139 neue Ansteckungen (+29) vermel-
det. Infizierte gibt es bisher 4290 Men-
schen. 3213 Personen gelten als gene-
sen. In Isolation befanden sich am Mitt-
woch 1037 Personen (+2). Bei den
Personen in Quarantäne wurde ein
Rückgang um 182 auf 468 verzeichnet.

Im Kanton Baselland ist ebenfalls
eine weitere Person an den Folgen von
Covid-19 verstorben. Die Zahl der To-
desfälle steigt auf 54. Das Baselbiet
meldete 142 neue Fälle, 42 weniger als
am Vortag, als ein Höchstwert erreicht
worden war. Damit stieg die Zahl der
Infizierten im Baselbiet auf insgesamt
5023. Von diesen gelten 3547 Personen
als geheilt. 1422 Fälle werden als aktiv
aufgeführt. (bz/sda)

ANZEIGE

AngespanntePersonalsituationanPrimarschulen
Zurzeit befinden sich 89 Primarlehrpersonen in Quarantäne. Die Schulen müssen kurzfristig Ersatz finden.

In den beiden Basel gilt die Devise, dass
der Fernunterricht an Primarschulen
unbedingt vermieden werden soll, da
im Homeschooling die Chancengleich-
heit nicht für alle Bevölkerungsschich-
ten gewährleistet werden kann. Mittler-
weile sind im Kanton Baselland 36 und
im Kanton Basel-Stadt 53 Primarlehre-
rinnen und Primarlehrer in Quarantä-
ne. Im Verhältnis zu den vergangenen
Wochen ist diese Zahl in Baselland ge-
sunken, in Basel-Stadt ist sie leicht an-
gestiegen. Am Präsenzunterricht kann
dennoch grösstenteils festgehalten
werden. «Für die Bildungsdirektion hat
oberste Priorität, dass die Schulen im

Interesse der Baselbieter Kinder und
Jugendlichen als Orte des Lernens und
Lehrens, aber auch der Begegnung
möglichst geöffnet bleiben können»,
schreibt Fabienne Hohl, die baselbieter
Mediensprecherin der Bildungs-, Kul-
tur- und Sportdirektion (BKSD). Laut
Hohl wurde im Baselbiet bisher eine

Schule ganz in den Fernunterricht ver-
setzt. Die Schülerinnen und Schüler
würden aber seit Montag vergangener
Woche wieder vor Ort unterrichtet.

Wo Lehrpersonen ausfallen, müs-
sen oft sehr schnell viele Stellvertretun-
gen gefunden werden: «Die Personal-
situation ist insbesondere bei einer
Häufung von Quarantänefällen bei
Lehrpersonen angespannt und erfor-
dert einiges an Organisation für die
Schulleitungen», schreibt Hohl. Dabei
greifen die Schulen sowohl auf interne
und externe Stellvertretungen als auch
auf Studierende der Pädagogischen
Hochschule zurück.

Simon Thiriet, Mediensprecher des ba-
sel-städtischen Erziehungsdeparte-
ments, berichtet von einem ähnlichen
Vorgehen bei der Rekrutierung von
Stellvertretungen. Allerdings beobach-
tet er, dass sich die personellen Engpäs-
se in diesem Jahr ähnlich verhalten wie
in anderen Wintern. «Diesmal mit Co-
rona-Absenzen statt Grippe», so Thi-
triet. Gemäss den Aussagen von Hohl
und Thiriet verteilen sich die Quaran-
tänefälle bei den Lehrpersonen in bei-
den Kantonen relativ gleichmässig auf
die verschiedenen Schulhäuser.

Helena Krauser

Aktuell können2,8
Prozent der basel-städtischen

Primarlehrpersonen nicht vor Ort
unterrichten.

Die Polizei ist nicht überrascht, dass immer noch so viele Menschen in Basel betteln. Bild: Kenneth Nars (18. November 2020)

«Kaspar Sutter setzt sich
für die Wirtschaft, Arbeits-
plätze und soziale Sicher-
heit ein.»

Ralph Lewin,
Ökonom

Kaspar Sutter
in die Regierung
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